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Vorläufiger Abschluss des Bundeshaushalts 2022

	● Die Nettokreditaufnahme (NKA) für den Bundeshaushalt 2022 belief sich auf 115,4 Mrd. Euro. 
Gegenüber dem Jahr 2021 war dies ein Rückgang von rund 100 Mrd. Euro. Neben den finanzi-
ellen Folgen der COVID-19-Pandemie kamen im abgelaufenen Jahr die finanziellen Folgen des 
russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine hinzu. Die im Haushalt 2022 ursprünglich vorgese-
hene NKA wurde im Umfang von 23,5 Mrd. Euro unterschritten.

	● Nach ersten Ergebnissen der Volkwirtschaftlichen Gesamtrechnungen wies im Jahr 2022 aus-
schließlich der Bund ein Finanzierungsdefizit aus – trotz Überschüssen der anderen staatlichen 
Ebenen fiel der gesamtstaatliche Finanzierungssaldo negativ aus. Daran zeigt sich, dass vor allem 
der Bund die Maßnahmen zur Abfederung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie und 
Entlastungen im Zusammenhang mit der Energiekrise finanziert und gleichzeitig die Länder in 
erheblichem Umfang unterstützt.

	● Die strukturelle NKA in Abgrenzung der Schuldenbremse belief sich 2022 auf 8,08 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts. Hier war neben der NKA des Bundeshaushalts auch die zur Finanzie-
rung insbesondere der Gas- und Strompreisbremsen einmalig für das Jahr 2022 vorgesehene 
NKA des neu ausgerichteten Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF-Energie) abzüglich seiner 
finanziellen Transaktionen zu berücksichtigen. Die Obergrenze für die strukturelle NKA wurde 
nach vorläufigem Ergebnis um rund 276,1 Mrd. Euro überschritten. Davon entfielen rund 
179,4 Mrd. Euro auf den WSF-Energie und rund 96,6 Mrd. Euro auf den Bundeshaushalt. Gemäß 
den vom Deutschen Bundestag beschlossenen Tilgungsplänen sind die Überschreitungen jeweils 
um ein Einunddreißigstel pro Jahr zurückzuführen (die Überschreitung im Bundeshaushalt 
ab dem Jahr 2028 und im WSF-Energie ab 2031). Die endgültige Berechnung des zu tilgenden 
Betrags erfolgt zum 1. September 2023.

Ausgangslage

Die deutsche Wirtschaft hat sich im vergangenen 
Jahr als sehr widerstandsfähig gegenüber den zahl-
reichen Belastungen, zuvorderst den wirtschaft-
lichen Folgen des russischen Angriffskriegs gegen 
die Ukraine, gezeigt. Das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) ist nach ersten Berechnungen des Statisti-
schen Bundesamts im Jahr 2022 in preisbereinigter 
Rechnung um 1,9 Prozent gegenüber dem Vorjahr 
gestiegen. Im Vergleich zum Jahr  2019, dem Jahr 
vor Beginn der COVID-19-Pandemie, lag das BIP 
damit um 0,7 Prozent höher. Insbesondere zu Jah-
resbeginn war eine kräftige Dynamik zu verzeich-
nen, wozu wohl auch pandemiebedingte Nachhol
effekte beigetragen haben. Zum Jahresende dürfte 

die Entwicklung dagegen zunehmend durch hohe 
Energiepreise und Inflationsraten und den da-
mit verbundenen Kaufkraftverlust gedämpft wor-
den sein. In  – für die Entwicklung der Steuerein-
nahmen relevanterer  – nominaler Rechnung fiel 
der Anstieg des BIP 2022 mit 7,1 Prozent aufgrund 
der ausgeprägten Preissteigerungen merklich hö-
her aus, der Zuwachs war zudem höher als im Vor-
jahr mit 5,8  Prozent. Weitere Informationen zur 
wirtschaftlichen Entwicklung im Jahr 2022 können 
dem Artikel „Konjunkturentwicklung aus finanz-
politischer Sicht“ in diesem Monatsbericht ent-
nommen werden.

Infolge des merklichen Anstiegs der nominalen Be-
messungsgrundlagen sowie einer teils immer noch 
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durch die Folgen der COVID-19-Pandemie verrin-
gerten Vorjahresbasis sind die Steuereinnahmen 
von Bund und Ländern (ohne Gemeindesteuern) 
im Haushaltsjahr 2022 merklich um 7,1 Prozent ge-
stiegen. Einzelheiten hierzu können dem Artikel 
„Die Steuereinnahmen des Bundes und der Länder 
im Haushaltsjahr  2022“ in diesem Monatsbericht 
entnommen werden.1

Gesamtübersicht 
zum vorläufigen 
Haushaltsabschluss

Der Bundeshaushalt 2022 schloss nach vorläufigem 
Jahresabschluss zum dritten Mal in Folge seit Be-
ginn der Pandemie mit einem Finanzierungsdefi-
zit ab. Im Bundeshaushalt war eine NKA in Höhe 
von 115,4  Mrd.  Euro erforderlich. Mit dem am 
22. Juni 2022 verkündeten Haushaltsgesetz (BGBl. I 
Nr.  20 S.  890) war  – unter erneuter Inanspruch-
nahme der Ausnahmeklausel des Grundgesetzes 
(GG) – eine NKA von 138,9 Mrd. Euro veranschlagt 
worden.2 Die im Haushalt  2022 ursprünglich vor-
gesehene NKA wurde damit um 23,5  Mrd.  Euro 
unterschritten.

Der Haushaltsvollzug des Jahres  2022 war im 
1.  Halbjahr einerseits geprägt durch die vorläu-
fige Haushaltsführung. Andererseits waren wei-
terhin Maßnahmen zur Bekämpfung der ge-
sellschaftlichen, sozialen und wirtschaftlichen 
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie sowie 
zur Flankierung der wirtschaftlichen Stabilisie-
rung und Erholung in Deutschland erforderlich. 
Nach dem völkerrechtswidrigen russischen An-
griff gegen die Ukraine am 24. Februar 2022 wur-
den die Folgen des Kriegs für den Bundeshaushalt 
zunehmend relevant. Auf die sich aus dieser neuen 

1  In dem Artikel „Die Steuereinnahmen des Bundes und der 
Länder im Haushaltsjahr 2022“ aufgeführte Steuereinnahmen 
des Bundes weichen methodisch bedingt von den in den 
folgenden Tabellen 1 und 7 dargestellten Steuereinnahmen 
des Bundes ab.

2  Monatsbericht des BMF vom Juli 2022, Artikel „Sollbericht 2022: 
Ausgaben und Einnahmen des Bundeshaushalts“.

Situation ergebenden vielfältigen Herausforde-
rungen musste entschlossen und zielgerichtet, mit 
entsprechender finanzieller Absicherung, reagiert 
werden. Betroffen waren insbesondere die Landes– 
und Bündnisverteidigung, die Unterstützung der 
Ukraine, die Aufnahme, Betreuung und Integration 
von aus der Ukraine Geflüchteten, Maßnahmen zur 
Sicherung der Energieversorgung und zur Abmil-
derung der Auswirkungen der Energiepreissteige-
rungen auf die Menschen und die Wirtschaft. Dabei 
hat der Bund die Länder insbesondere im Bereich 
der Aufnahme von Geflüchteten und Entlastungs-
maßnahmen, wie dem 9-Euro-Ticket trotz originä-
rer Länderzuständigkeit, erheblich unterstützt.

Zur Abfederung der Belastungen infolge gestiege-
ner Energiepreise, d. h. zur Stärkung der Einkom-
men der privaten Haushalte, insbesondere von Fa-
milien und Haushalten mit geringem Einkommen, 
und Unterstützung der Unternehmen hat die Bun-
desregierung drei umfangreiche Entlastungspakete 
mit einem Gesamtvolumen von über 100 Mrd. Euro 
für die Jahre 2022 und 2023 beschlossen und über 
die Neuausrichtung des Wirtschaftsstabilisierungs-
fonds (WSF-Energie) einen wirtschaftlichen Ab-
wehrschirm geschaffen, der mit einer Krediter-
mächtigung in Höhe von 200  Mrd.  Euro, unter 
Inanspruchnahme der Ausnahmeklausel nach 
Art. 115 Abs. 2 Satz 6 und 7 GG, ausgestattet wurde.

Gleichzeitig verstärkte Deutschland seine humani-
tären Anstrengungen im Zusammenhang mit den 
Auswirkungen des Angriffskriegs Russlands und 
verlieh mit der Errichtung des „Sondervermögens 
Bundeswehr“ und der Ausstattung des Sonderver-
mögens mit einer Kreditermächtigung in Höhe 
von 100 Mrd. Euro, außerhalb der Obergrenze der 
Schuldenbremse, den sicherheitspolitischen Inte
ressen Deutschlands ein neues Gewicht.

Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Mittel im 
Bundeshaushalt grundsätzlich dem Jährlich-
keitsprinzip unterliegen. Das heißt, dass veran-
schlagte Mittel, die bis zum Ende des Haushalts-
jahres nicht benötigt werden, verfallen, während 
in Sondervermögen unmittelbare Mittelbereit-
stellungen für einen unter Umständen wesentlich 
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längeren Zeitraum erfolgen können, da diese Mittel 
auch überjährig verfügbar bleiben.

Tabelle 1 zeigt neben dem Haushaltssoll 2022 wesent-
liche Eckwerte des vorläufigen Haushaltsabschlus-
ses 2022 im Vergleich zum Haushaltsabschluss 2021.

Ausgaben und Einnahmen

Im Bundeshaushalt gab es einerseits Mehreinnah-
men bei den Steuern und andererseits Minder-
ausgaben im Vergleich zu den Soll-Ansätzen. Die 
Steuermehreinnahmen gegenüber dem Soll sind 
im Wesentlichen auf eine dynamischere Entwick-
lung der ertragsabhängigen Steuern zurückzu-
führen als noch bei Haushaltsaufstellung und in 
der dieser zugrunde liegenden gesamtwirtschaft-
lichen Projektion unterstellt. Die Entwicklung der 
COVID-19-Pandemie verlief insgesamt hinsicht-
lich Ausbreitung und Schwere der Erkrankung 
günstiger als zum Zeitpunkt der Haushaltsaufstel-
lung angenommen, was zu Minderbedarfen bei den 
Ausgaben beitrug.

Die Ausgaben des Bundes beliefen sich nach vor-
läufigem Ist 2022 auf rund 480,7 Mrd. Euro (s. a. Ta-
belle  1). Das Soll des Haushaltsplans wurde damit 
um rund 15,1 Mrd. Euro beziehungsweise 3,0 Pro-
zent unterschritten. Dabei waren nach erster Ein-
schätzung insbesondere Minderbedarfe im Ein-
zelplan  60 bei Mitteln, die zur Unterstützung von 
Vorhaben und Maßnahmen im Zusammenhang 
mit dem russischen Angriffskrieg in der Ukra-
ine dienen sollten, in Höhe von bis zu insgesamt 
5,1 Mrd. Euro (Soll 8,7 Mrd. Euro) entstanden. Zu-
dem wurden von der globalen Mehrausgabe für 
Kosten im Zusammenhang mit der Bewältigung 
der COVID-19-Pandemie und der Ukraine-Krise 
2,6 Mrd. Euro letztlich nicht benötigt. Minderausga-
ben waren auch bei den Corona-Unternehmenshil-
fen im Umfang von insgesamt rund 3,7 Mrd. Euro zu 

verzeichnen. Darüber hinaus gingen Rückzahlun-
gen von im Jahr 2020 geleisteten Corona-Soforthil-
fen für kleine und mittlere Unternehmen und So-
loselbständige im Umfang von rund 0,4 Mrd. Euro 
ein. Zudem konnten Verstärkungsmittel zur För-
derung von Projekten im Bereich Mikroelektronik 
(-2,7 Mrd. Euro) noch nicht abgerufen werden, weil 
u.  a. das beihilferechtliche Genehmigungsverfah-
ren bei der Europäischen Kommission noch nicht 
abgeschlossen werden konnte. Darüber hinaus ent-
standen Minderbedarfe insbesondere bei Gewähr-
leistungen (-1,7  Mrd.  Euro), bei den Zinsausgaben 
(-1,0  Mrd.  Euro) sowie bei Ausgleichszahlungen 
nach §  21 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes 
(-1,6 Mrd. Euro). Gleichzeitig gab es Mehrbedarfe in 
erheblichem Umfang insbesondere für die Zahlung 
einer Energiepreispauschale an Rentnerinnen und 
Rentner (rund +6,0 Mrd. Euro).

Im Vergleich zum Jahr  2021 fielen die Ausga-
ben  2022 um rund 13,6  Prozent beziehungsweise 
76,0  Mrd.  Euro geringer aus. Zu den Einzelheiten 
siehe Abschnitt „Konsumtive Ausgaben“.

Die Einnahmen (s.  a. Tabelle  1) beliefen sich 
im Jahr  2022 nach vorläufigem Ist auf rund 
364,7  Mrd.  Euro. Damit nahm der Bund rund 
8,5  Mrd.  Euro beziehungsweise 2,4  Prozent mehr 
ein, als im Soll veranschlagt war. Im Vergleich 
zum Vorjahresniveau stiegen die Einnahmen um 
6,9 Prozent (rund +23,6 Mrd. Euro). Dies resultierte 
sowohl im Vergleich zum Soll als auch im Vergleich 
zum Ist des Jahres  2021 aus Steuermehreinnah-
men. Das Niveau der Steuereinnahmen des Bundes 
im Jahr  2019, also vor der Pandemie, wurde erst-
mals seit Beginn der Pandemie wieder um rund 
+8,2 Mrd. Euro überschritten.

Die Sonstigen Einnahmen (s.  a. Tabelle  1) la-
gen im Ist um rund 0,3 Mrd. Euro unter dem Soll. 
Im Vergleich zum Vorjahr gab es nahezu keine 
Veränderung.
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Gesamtübersicht

Soll 2022 Ist 2022 Ist 2021 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent

Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. Ausgaben zusammen¹ 495.791 480.688 556.617 -75.930 -13,6

2. Einnahmen zusammen² 356.186 364.653 341.017 +23.636 +6,9

Steuereinnahmen³ 328.435 337.168 313.545 +23.623 +7,5

Sonstige Einnahmen (ohne Münzeinnahmen) 27.751 27.485 27.472 +14 +0,0

3. Saldo der durchlaufenden Mittel 0 0 0 X X

Einnahmen ./. Ausgaben + Saldo der 
durchlaufenden Mittel = Finanzierungssaldo

-139.605 -116.034 -215.600 +99.566 X

Verwendung des Finanzierungssaldos

Nettokreditaufnahme 138.942 115.442 215.379 -99.937 X

Münzeinnahmen (nur Umlaufmünzen) 163 92 221 -129 -58,2

Zuführung (-)/Entnahme (+)/Rücklage4 500 500 0 +500 X

nachrichtlich:

Investive Ausgaben 
(Baumaßnahmen, Beschaffungen über 5.000 Euro 
je Beschaffungsfall, Darlehen, Inanspruchnahme 
aus Gewährleistungen, etc.)

51.541 46.211 45.782 +428 +0,9

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
2  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
3  In dem Artikel „Die Steuereinnahmen des Bundes und der Länder im Haushaltsjahr 2022“ aufgeführte Steuereinnahmen des Bundes 

weichen methodisch bedingt von den hier dargestellten Steuereinnahmen des Bundes ab.
4  2022: Rücklage zur Gewährleistung überjähriger Planungs- und Finanzierungssicherheit für Rüstungsinvestitionen für den 

Einzelplan 14 (Bundesminsterium der Verteidigung). 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Finanzierungssaldo und 
Nettokreditaufnahme

Aus der Gegenüberstellung von Einnahmen und 
Ausgaben ergab sich im Haushaltsjahr 2022 ein Fi-
nanzierungsdefizit in finanzstatistischer Abgren-
zung von rund 116,0 Mrd. Euro. Nach Berücksich-
tigung von Münzeinnahmen in Höhe von rund 
0,1 Mrd. Euro und der Einnahme aus der Rücklage 
zur Gewährleistung überjähriger Planungs- und Fi-
nanzierungssicherheit für Rüstungsinvestitionen 
in Höhe von 0,5  Mrd.  Euro für den Einzelplan  14 
(Bundesministerium der Verteidigung) war eine 
NKA von rund 115,4 Mrd. Euro notwendig, um das 
Finanzierungsdefizit abzudecken. Die NKA blieb 
um rund 23,5 Mrd. Euro unter der veranschlagten 
NKA und war um rund 99,9 Mrd. Euro geringer als 
im Jahr 2021.

Das Statistische Bundesamt hat am 13. Januar 2023 
das erste vorläufige Ergebnis zum gesamtstaatli-
chen Maastricht-Finanzierungssaldo  2022 in Ab-
grenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen veröffentlicht. Danach ging  – bereits wie 
im Jahr  2021  – das gesamtstaatliche Finanzie-
rungsdefizit von 2,6 Prozent des BIP im Jahr 2022 
ausschließlich auf das große Finanzierungsdefizit 
des Bundes (inklusive seiner Extrahaushalte) zu-
rück, während die übrigen staatlichen Ebenen mit 
Überschüssen abschlossen. Dies zeigt, dass vor al-
lem der Bund finanziell in erheblichem Umfang die 
Maßnahmen zur Abfederung der Auswirkungen 
der COVID-19-Pandemie und des russischen An-
griffskriegs gegen die Ukraine finanziert und dabei 
gleichzeitig die Länder erheblich unterstützt hat.

Tabelle 1
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Abrechnung der grundgesetz
lichen Regel zur Begrenzung 
der Neuverschuldung des 
Bundes (Schuldenbremse) für 
das Jahr 2022

Grundlage für die vorläufige Abrechnung der 
Schuldenbremse sind das erste vorläufige Jahreser-
gebnis des Statistischen Bundesamts zum BIP 2022 
vom 13. Januar 2023 sowie der vorläufige Abschluss 
des Bundeshaushalts 2022 (Stand: 13. Januar 2023).

Für den Bund insgesamt (Bundeshaushalt ein-
schließlich für die Schuldenbremse relevanter 
Sondervermögen) lag die NKA gemäß vorläufigem 
Abschluss im Jahr  2022 bei rund 315,4  Mrd.  Euro 
(Tabelle 2 Zeile 8). Davon gehen 115,4 Mrd. Euro auf 
den Bundeshaushalt zurück und 200,0  Mrd.  Euro 
auf den WSF-Energie gemäß §  26b Abs.  1  Stabili-
sierungsfondgesetz (StFG) zur Finanzierung der 
Maßnahmen zur Abmilderung der Folgen der 
Energiekrise, wie insbesondere die Strom- und 
Gaspreisbremse. Zur Berechnung der strukturel-
len NKA sind der Saldo finanzieller Transaktio-
nen und die Konjunkturkomponente zu berück-
sichtigen. Ausgehend von der NKA in Höhe von 
rund 315,4  Mrd.  Euro zuzüglich des Saldos finan-
zieller Transaktionen (s.  a. Tabelle  2 Zeile  6), von 
dem -4,1  Mrd.  Euro auf den Bundeshaushalt und 
-20,6  Mrd.  Euro auf den WSF-Energie entfielen, 
und zuzüglich der an die tatsächliche wirtschaft-
liche Entwicklung angepassten Konjunkturkom-
ponente von -2,2 Mrd. Euro (s. a. Tabelle 2 Zeile 5) 
belief sich die strukturelle NKA des Bundes auf Ba-
sis vorläufiger gesamtwirtschaftlicher Daten auf 
rund 288,6  Mrd.  Euro beziehungsweise 8,08  Pro-
zent des BIP. Damit wurde die Obergrenze für die 
strukturelle NKA (0,35 Prozent des BIP des Vorjah-
res 2021 = rund 12,5 Mrd. Euro) nach vorläufigem 
Ergebnis um rund 276,1 Mrd. Euro überschritten.

Die Ermittlung der Konjunkturkomponente 
zum Haushaltsabschluss ist in § 3 der Ver-
ordnung über das Verfahren zur Bestimmung 
der Konjunkturkomponente nach § 5 des Ar-
tikel 115-Gesetzes (Artikel 115-Verordnung) 
geregelt: „Dazu wird die zum Zeitpunkt der 
Haushaltsaufstellung nach § 2 ermittelte 
Konjunkturkomponente an die tatsächliche 
Wirtschaftsentwicklung angepasst, indem 
die zum Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung 
ermittelte Produktionslücke für das betref-
fende Haushaltsjahr korrigiert wird. Die Kor-
rektur erfolgt auf Basis der Differenz zwi-
schen der zum Zeitpunkt der Buchung auf 
dem Kontrollkonto vom Statistischen Bun-
desamt festgestellten und der zum Zeitpunkt 
der Haushaltsaufstellung erwarteten Verän-
derung des Bruttoinlandprodukts.“ 
Im § 2 der Artikel 115-Verordnung, auf den 
hier verwiesen wird, ist die Ermittlung der 
Konjunkturkomponente bei der Haushalts-
aufstellung geregelt. Die zum Zeitpunkt der 
Haushaltsaufstellung maßgebliche Kon-
junkturkomponente wurde mit der gesamt-
wirtschaftlichen Projektion der Bundesre-
gierung vom Frühjahr 2022 ermittelt. Sie lag 
bei -7,9 Mrd. Euro. Die Zunahme des no-
minalen BIP 2022 gegenüber 2021 war mit 
7,1 Prozent höher als bei der Frühjahrspro-
jektion 2022 erwartet. Damit wirkte die Kon-
junkturkomponente bei der Abrechnung mit 
einem Wert von insgesamt -2,2 Mrd. Euro 
weniger entlastend auf die strukturelle 
NKA (s. a. Tabelle 2 Zeile 5) als im Soll 
mit -7,9 Mrd. Euro erwartet.

Der Überschreitungsbetrag in Höhe von rund 
276,1  Mrd.  Euro setzt sich somit zusammen aus 
der zusätzlichen NKA von 200,0  Mrd.  Euro des 
WSF-Energie, bereinigt um den Saldo der hiervon 
getätigten finanziellen Transaktionen in Höhe von 
rund -20,6  Mrd.  Euro (=  179,4  Mrd.  Euro) und der 
Überschreitung der regulären Obergrenze im Bun-
deshaushalt in Höhe von rund 96,6 Mrd. Euro. Die 
Überschreitung der regulären Obergrenze ohne 
den WSF-Energie, also nur für den Bundeshaushalt, 
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fiel geringer aus als im Haushaltsgesetz  2022 mit 
115,7 Mrd. Euro erwartet.

Die im Soll vorgesehene Überschreitung der Regel-
grenze ist aufgrund der vom Deutschen Bundestag 
am 3.  Juni  2022 (Drucksache  20/2036) beschlosse-
nen Inanspruchnahme der Ausnahmeregel gemäß 
Art. 115 Abs. 2 Satz 6 und 7 GG verfassungskonform. 
Gemäß Beschluss des Deutschen Bundestags vom 
21. Oktober 2022 (Drucksache 20/4058) ist die um 
die finanziellen Transaktionen bereinigte NKA des 
WSF-Energie (rund 179,4 Mrd. Euro) zu dem Betrag, 
um den die NKA des Bundeshaushalts 2022 die Re-
gelgrenze überschritten hat (rund 96,6 Mrd. Euro), 
hinzugetreten.

Tilgungsplan nach Art. 115 
Abs. 2 Satz 7 GG

Aufgrund der Inanspruchnahme der Ausnahmere-
gel gemäß Art.  115 Abs.  2 Satz  6 und  7  GG ist die 
Überschreitung der Regelgrenze der Schulden-
bremse mit einem Tilgungsplan zu verbinden.

Der vom Deutschen Bundestag am 3. Juni 2022 ge-
mäß Art.  115 Abs.  2 Satz  7  GG beschlossene Til-
gungsplan sieht ab dem Jahr  2028 eine Rückfüh-
rung der Kredite vor, die in den Jahren 2020 bis 2022 
die Regelgrenze nach Art. 115 Abs. 2 GG überstei-
gen. Die Überschreitung ergibt sich aufgrund der 
durch die seit dem Jahr 2020 anhaltenden pande-
miebedingten und seit 2022 durch den russischen 
Angriffskrieg gegen die Ukraine verschärften Not-
situation. Die Rückführung erfolgt über einen Zeit-
raum von 31  Jahren in Höhe von jährlich einem 
Einunddreißigstel des Rückführungsbetrags.

Hinzu kommt gemäß Beschluss des Deutschen 
Bundestags vom 21.  Oktober  2022, und abwei-
chend von dem am 3. Juni 2022 beschlossenen Til-
gungsplan, dass die im Jahr 2022 vom WSF-Energie 
aufgrund der Ausnahmeregelung gemäß Art.  115 
Abs.  2 Satz  6  GG aufgenommenen Kredite un-
ter Berücksichtigung der hiervon im Jahr  2022 

getätigten finanziellen Transaktionen ab dem 
Jahr 2031 in Höhe von jährlich einem Einunddrei-
ßigstel des Rückführungsbetrags zurückgeführt 
werden. Der jährliche Rückführungsbetrag für den 
WSF-Energie beträgt ein Einunddreißigstel von 
179,4 Mrd. Euro, d. h. rund 5,8 Mrd. Euro. Höhere 
Rückführungen sind möglich. Dadurch verringert 
sich der Tilgungszeitraum entsprechend.

Ein Einunddreißigstel des vorläufigen Rückfüh-
rungsbetrags von 96,6  Mrd.  Euro für den Bun-
deshaushalt  2022 sind rund 3,1  Mrd.  Euro. Die-
ser Betrag tritt ab dem Jahr  2028 zu der bereits 
bestehenden Rückführungsverpflichtung für die 
Jahre 2020 und 2021 in Höhe von insgesamt rund 
8,4  Mrd.  Euro pro Jahr hinzu.3 Damit sind in den 
Jahren 2028 bis 2030 jährlich rund 11,6 Mrd. Euro 
zurückzuführen. Ab dem Jahr 2031 tritt die Rück-
führungsverpflichtung für den WSF-Energie in 
Höhe von rund 5,8 Mrd. Euro hinzu. Nach vorläu-
figem Stand wären 2031 bis 2058 damit insgesamt 
rund 17,3  Mrd.  Euro pro Jahr und  2059 bis  2061 
rund 5,8 Mrd. Euro pro Jahr zurückzuführen.

Zu diesen Rückführungsverpflichtungen kommen 
die Tilgungsverpflichtungen des Sondervermögens 
Bundeswehr hinzu. Dessen Kredite sind gemäß § 8 
Bundeswehrfinanzierungs- und -sondervermö-
gensgesetz nach vollständiger Inanspruchnahme 
der Kreditermächtigung (100 Mrd. Euro) spätestens 
ab dem 1. Januar 2031 innerhalb eines angemesse-
nen Zeitraums zurückzuführen.

Gemäß §  7 Abs.  1 des Artikel 115-Gesetzes erfolgt 
die Abrechnung der Schuldenregel für das abgelau-
fene Jahr erstmals zum 1. März 2023 und abschlie-
ßend zum 1.  September. Damit erfolgt die end-
gültige Berechnung des zu tilgenden Betrags zum 
1. September 2023 und wird im Monatsbericht des 
BMF im September 2023 veröffentlicht.

3  Vergleiche Monatsbericht des BMF vom September 2022, 
Artikel „Abrechnung der grundgesetzlichen Regel zur 
Begrenzung der Neuverschuldung (Schuldenbremse) 2021“.
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Vorläufige Abrechnung des Bundeshaushalts 2022 gemäß Schuldenbremse

Soll¹ Ist²

in Mio. Euro

1 Maximal zulässige strukturelle Nettokreditaufnahme  
(in Prozent des BIP) ohne Abbauverpflichtung

0,35 0,35

2 Nominales BIP des der Haushaltsaufstellung vorangegangenen Jahres 
(Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung)

3.570.620 3.570.620

3 Abbauverpflichtung - -

3a Gemäß Tilgungsplan (Art. 115 Abs. 2 Satz 7 Grundgesetz) - -

3b Aus Kontrollkonto - -

4 Maximal zulässige strukturelle Nettokreditaufnahme (1 x 2 - 3) mit 
Abbauverpflichtung

12.497 12.497

in Prozent des BIP 0,35 0,35

5 Konjunkturkomponente 
Soll: (5a) x (5c) Ist: [(5a) + (5b)] x (5c)

-7.869 -2.174

5a Nominale Produktionslücke (Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung) -38.783 -38.783

5b Anpassung an tatsächliche wirtschaftliche Entwicklung 
[Ist (5ba) - Soll (5ba)]Prozent x (5bb)

28.070

5ba Nominales BIP (Prozent gegenüber Vorjahr) 6,3 7,1

5bb Nominales BIP des Vorjahres 3.601.750

5c Budgetsemielastizität (ohne Einheit) 0,203 0,203

6 Saldo Finanzielle Transaktionen -2.839 -24.691

6a Einnahmen aus finanziellen Transaktionen 923 941

6aa Einnahmen aus finanziellen Transaktionen Bundeshaushalt 923 941

6ab Einnahmen aus finanziellen Transaktionen Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
gemäß § 26b Abs. (1) StFG3

- 0

6b Ausgaben aus finanziellen Transaktionen 3.762 25.632

6ba Ausgaben aus finanziellen Transaktionen Bundeshaushalt³ 3.762 5.070

6bb Ausgaben für finanzielle Transaktionen Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
gemäß § 26b Abs. (1) StFG3

- 20.562

7 Zulässige Nettokreditaufnahme (4 - 5 - 6) 23.205 39.361

8 Nettokreditaufnahme (8a + 8b) 138.942 315.442

8a Nettokreditaufnahme Bundeshaushalt 138.942 115.442

8b Nettokreditaufnahme Wirtschaftsstabilisierungsfonds gemäß § 26b Abs. (1) 
StFG3

- 200.000

9 Strukturelle Nettokreditaufnahme (8 + 5 + 6) 128.234 288.577

in Prozent des BIP 3,59 8,08

10 Überschreitung (+) der Obergrenze aufgrund Ausnahmeregel Art. 115 Abs. 2 
Satz 6 Grundgesetz (9) - (4) bzw. (8) - 7)

115.737 276.080

11 Be(-)/Ent(+)lastung des Kontrollkontos  
(7) - (8) + (10) oder (4) - (9) + (10)

0

12 Saldo Kontrollkonto Vorjahr 47.695

13 Saldo Kontrollkonto neu (11) + (12) 47.695

Abweichungen in den Summen und in den Produkten durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Soll 2022 bezieht sich auf das Haushaltsgesetz 2022, BGBl. I S. 890 vom 22. Juni 2022.
2  Vorläufige Feststellung der Abweichung der zulässigen NKA von der tatsächlichen NKA im Sinne der Schuldenbremse nach 

vorläufigem Haushaltsabschluss. Die gesetzlich vorgegebene vorläufige Feststellung erfolgt zum 1. März 2023. Sie wird in der Haus-
haltsrechnung veröffentlicht.

3  Stabilisierungsfondsgesetz (StFG) vom 17. Oktober 2008, BGBl. I S. 1982, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes  
vom 28. Oktober 2022, BGBl. I S. 1902.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Tabelle 2
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Entwicklung 
wesentlicher finanz- und 
wirtschaftspolitischer 
Kennziffern

Kennziffern für das Jahr  2022 spiegeln insgesamt 
eine Verbesserung der finanziellen Situation des 
Bundeshaushalts wider. Allerdings zeigen sich in 
dem Anstieg der Zinsausgabenquote und der Zins-
Steuer-Quote die Auswirkungen der Leitzinsanhe-
bungen infolge der starken Preissteigerungen im 
vergangenen Jahr.

	● Die Ausgabenquote setzt die Gesamtausgaben 
des Bundeshaushalts in Relation zum nomi-
nalen BIP (erstes vorläufiges Jahresergebnis 
für das BIP 2022: 3.858 Mrd. Euro). Die Aus-
gaben 2022 gingen mit -13,6 Prozent gegen-
über dem Vorjahr kräftig zurück, während das 
nominale BIP um rund 7,1 Prozent zunahm. 
In der Folge verringerte sich die Ausgaben-
quote 2022 gegenüber dem Jahr 2021 deutlich 

auf rund 12,5 Prozent des BIP und lag damit 
unter der jeweiligen Quote der ersten zwei 
Pandemiejahre 2020 und 2021. Das Niveau 
von 2019 wurde noch um 2,6 Prozentpunkte 
überschritten.

	● Die Zinsausgabenquote (s. a. Abbildung 1) 
stellt den Anteil der Zinsausgaben an den Ge-
samtausgaben des Bundeshaushalts dar. Die 
Zinsausgabenquote hat sich gegenüber dem 
Vorjahr knapp verdreifacht: Sie lag 2022 bei 
3,2 Prozent und stieg damit gegenüber 2021 
um 2,5 Prozentpunkte deutlich an.

	● Die Zins-Steuer-Quote zeigt, wie viel Pro-
zent der Steuereinnahmen für Zinsausgaben 
verwendet werden müssen. Die Quote belief 
sich 2022 auf 4,5 Prozent und war damit um 
3,3 Prozentpunkte höher als ein Jahr davor. Die 
Zinsausgaben stiegen deutlich stärker als die 
Steuereinnahmen.

Zinsausgabenquote 1955 bis 2022
Zinsausgaben in Relation zu den Ausgaben des Bundeshaushalts in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Steuerfinanzierungsquote 1955 bis 2022
Steuereinnahmen in Relation zu den Ausgaben des Bundeshaushalts in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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	● Die Steuerfinanzierungsquote (s. a. Abbil-
dung 2) gibt den Anteil der durch Steuerein-
nahmen gedeckten Gesamtausgaben des Bun-
deshaushalts wieder. Die Quote stieg gegenüber 
dem Vorjahr deutlich um 13,8 Prozentpunkte 
auf 70,1 Prozent an. Dies deutet auf eine be-
ginnende Normalisierung der Entwicklung der 
Steuereinnahmen und Ausgaben im Bundes-
haushalt hin. Im Jahr 2021 wurde nur etwa die 
Hälfte der Ausgaben durch Steuereinnahmen 
finanziert. Im Durchschnitt der Jahre 1952 
bis 2019, also dem Jahr vor Beginn der Pan-
demie, betrug die Quote knapp 85 Prozent.

	● Der Primärsaldo ist die Differenz zwischen öf-
fentlichen Einnahmen (ohne NKA) und öffent-
lichen Ausgaben abzüglich der Zinszahlungen 
auf die ausstehenden Schulden. Diese Kennzahl 
eröffnet somit den Blick auf den Haushalt ohne 
die Altlasten der Vergangenheit (repräsentiert 
durch die Zinslasten) und ohne aktuelle Neuver-
schuldung. Der Bundeshaushalt 2022 wies einen 
Primärsaldo von -100,8 Mrd. Euro auf. Der Pri-
märsaldo war damit zwar weiterhin negativ, 

aber dennoch deutlich günstiger als in den 
beiden Jahren zuvor (2020: -124,3 Mrd. Euro 
und 2021: -211,7 Mrd. Euro).

Umsetzungen von 
Maßnahmen zur Abmilderung 
von Folgen der COVID-19-
Pandemie und des russischen 
Angriffskriegs gegen die 
Ukraine im Vollzug des 
Bundeshaushalts 2022

Umsetzung ausgewählter 
ausgabenseitiger Maßnahmen

Im Folgenden sind ausgewählte Maßnahmen und 
Programme auf der Ausgabenseite im Vergleich zum 
Soll dargestellt. Es gab Minder-, aber auch überplan-
mäßige Ausgaben. Die verausgabten Mittel dienten 
der Finanzierung pandemiebedingter Bedarfe so-
wie von Maßnahmen der drei Entlastungspakete für 
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Bürgerinnen und Bürger sowie für Unternehmen. 
Einnahmeseitige Maßnahmen der Entlastungspa-
kete sind im Abschnitt „Steuerpolitik“ dargestellt. 
Aber auch zur Stärkung der Konjunktur und zur 
Förderung besonders wichtiger übergreifender Zu-
kunftsprojekte wurden Mittel zur Verfügung gestellt 
beziehungsweise verausgabt.

Ausgewählte Aufwendungen im Zusammenhang 
mit der COVID-19-Pandemie:

	● Die Corona-Unternehmenshilfen wurden 
mit rund 17,2 Mrd. Euro veranschlagt. Davon 
flossen rund 13,5 Mrd. Euro ab.

	● Im Bereich des Gesundheitswesens waren für 
Leistungen des Bundes an den Gesundheits-
fonds für durch die SARS-CoV-2-Pandemie 
verursachte Belastungen rund 30,0 Mrd. Euro 
vorgesehen. Darin enthalten waren u. a. 
14 Mrd. Euro zur Stabilisierung des Beitrags-
satzes zur gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV) sowie ein Zuschuss für Impfen 
und Testen und der Versorgungsaufschlag für 
Krankenhäuser. Mit insgesamt 31,2 Mrd. Euro 
wurden im Ist rund 1,1 Mrd. Euro mehr ver-
ausgabt aufgrund pandemieverursachter Leis-
tungen für die Verlängerung der Coronavirus-
Testverordnung und für die „Spitzabrechnung“ 
der Aufwendungen des Bundes für Kinder-
krankengeld aus dem Haushaltsjahr 2021.

	● Für Ausfälle von Einnahmen von Kranken-
häusern aufgrund der Freihaltung von Betten-
kapazitäten für COVID-19-Patientinnen und 
-Patienten (§ 21 Krankenhausfinanzierungs-
gesetz) waren Ausgleichszahlungen in Höhe 
von 5,7 Mrd. Euro veranschlagt. Davon wurden 
4,1 Mrd. Euro verausgabt.

	● Im Bundeshaushalt 2022 waren Zuschüsse zur 
zentralen Beschaffung von Impfstoffen gegen 
SARS-CoV-2 in Höhe von rund 7,1 Mrd. Euro 
vorgesehen, rund 0,4 Mrd. Euro wurden nicht 
verbraucht. Für Zuschüsse zur Bekämpfung 
des Ausbruchs des Coronavirus waren rund 
1,9 Mrd. Euro veranschlagt, die nahezu auch 

ausgegeben wurden (z. B. für den Kauf von 
Schutzausrüstungen und Beatmungsgeräten).

	● Hinzu kommt die volle Umsetzung des Pfle-
gebonus von 1,0 Mrd. Euro, mit dem insbe-
sondere Pflegekräfte in Krankenhäusern und 
Beschäftigte in der Altenpflege für ihren außer
ordentlichen Einsatz im Rahmen der Pan-
demie gewürdigt werden sollen. Darüber 
hinaus beteiligte sich der Bund an den Auf-
wendungen der Sozialen Pflegeversicherung 
mit 1 Mrd. Euro. Für Leistungen des Bundes 
an den Ausgleichsfonds der Pflegeversiche-
rung für durch die SARS-CoV-2-Pandemie ver-
ursachte Belastungen fielen 2,2 Mrd. Euro an 
(Soll: 1,2 Mrd. Euro). Darüber hinaus wurde ein 
unterjähriges Darlehen an den Ausgleichsfonds 
der Sozialen Pflegeversicherung in ein überjäh-
riges Darlehen umgewandelt (1,0 Mrd. Euro).

Im Bundeshaushalt  2022 waren finanzielle Aus-
wirkungen kurzfristig wirkender und zielgenauer 
Maßnahmen zur Abmilderung der mit dem völker-
rechtswidrigen Angriffskrieg Russlands gegen die 
Ukraine verbundenen humanitären, gesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen Belastungen abgebildet. 
Auf der Ausgabenseite schlugen sich im Bundes-
haushalt 2022 insbesondere folgende Maßnahmen 
nieder:

	● Im Zusammenhang mit dem Anlegen von Gas-
reserven zur Aufrechterhaltung der Versor-
gungssicherheit in Deutschland, falls die Erd-
gaslieferungen aus Russland unterbrochen 
werden sollten, flossen von 2,5 Mrd. Euro ver-
fügbaren Mitteln 1,5 Mrd. Euro ab.

	● Mit einem Heizkostenzuschuss wurden Wohn-
geldbezieherinnen und -bezieher, Studen-
tinnen und Studenten, Schülerinnen und 
Schüler sowie Auszubildende entlastet. Emp-
fängerinnen und Empfänger von Transfer-
leistungen erhielten eine Einmalzahlung in 
Höhe von 100 Euro (Arbeitslosengeld I) bezie-
hungsweise 200 Euro (Grundsicherung). Für 
von Armut betroffene Kinder wurde ein So-
fortzuschlag gezahlt. Für diese Maßnahmen 
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waren im Bundeshaushalt 2022 insgesamt rund 
1,6 Mrd. Euro vorgesehen.

	● Für die Zahlung einer Energiepreispauschale 
für Rentnerinnen und Rentner schlugen im 
Bundeshaushalt rund 6,0 Mrd. Euro zu Buche.

	● Zur Ertüchtigung von Partnerstaaten im Be-
reich Sicherheit, Verteidigung und Stabilisie-
rung wurden die veranschlagten Mittel voll be-
nötigt (2 Mrd. Euro).

	● Die Ukraine wurde mit 1 Mrd. Euro unmit-
telbar aus dem Einzelplan 60 unterstützt.

	● Außerhalb des Bundeshaushalts wurde mit 
dem wirtschaftlichen Abwehrschirm der WSF 
neu ausgerichtet und mit einer Kreditermäch-
tigung in Höhe von 200 Mrd. Euro ausgestattet. 
Hiervon sind rund 30,2 Mrd. Euro abgeflossen. 
Davon wurden rund 20,6 Mrd. Euro mittels Be-
teiligungserwerb zur Stützung von Energie
unternehmen eingesetzt, rund 8,5 Mrd. Euro 
flossen für die Finanzierung der Dezember-So-
forthilfe ab und rund 0,7 Mrd. Euro waren 
Zinsausgaben.

Investitionen mussten im abgeschlossenen Haus-
haltsjahr unter global ungünstigen Bedingungen 
durchgeführt werden. So gab es in Teilen erhebli-
che Belastungen wegen gestörter Lieferketten. In 
der Folge kam es zu Rohstoff- und Materialknapp-
heiten und damit einhergehenden, teilweise kräf-
tigen Kostensteigerungen. Steigende Energiepreise 
und Fachkräftemangel kamen erschwerend hinzu. 
Dennoch flossen für Investitionen im Jahr 2022 von 
den rund 51,5  Mrd.  Euro veranschlagten Mitteln 
rund 90 Prozent (rund 46,2 Mrd. Euro) ab. Von den 
Minderausgaben in Höhe von rund 5,3 Mrd. Euro 
entfielen 1,7  Mrd.  Euro auf Gewährleistungsaus-
gaben und 0,6 Mrd. Euro auf nicht benötigte über-
jährige Darlehen an die Bundesagentur für Arbeit 
(BA) aufgrund einer günstigeren Entwicklung der 
Einnahmen und Ausgaben der BA als erwartet. Die 
„klassischen“ Verkehrsinvestitionen lagen rund 
1,3  Mrd.  Euro unter ihrem Soll. Dies resultierte 

im Wesentlichen aus Minderausgaben im Bereich 
Bundesfernstraßen und Bundesschienenwege.

Auch in Sondervermögen wurden Investitions-
mittel verausgabt. Im Klima- und Transformati-
onsfonds (KTF) beliefen sich die Programmausga-
ben auf 13,7 Mrd. Euro (Soll 27,9 Mrd. Euro). Davon 
entfielen 6,5  Mrd.  Euro auf die Bundesförderung 
für effiziente Gebäude, rund 3,5 Mrd. Euro auf Zu-
schüsse zum Kauf elektrisch betriebener Fahr-
zeuge und rund 0,5  Mrd.  Euro auf die Förderung 
der Schaffung von Ladeinfrastruktur für Elektro-
fahrzeuge. An stromintensive Unternehmen wur-
den Zuschüsse zum Ausgleich emissionshandels-
bedingter Strompreiserhöhungen in Höhe von 
rund 0,8 Mrd. Euro geleistet. Ein Teil der vorgese-
henen Programmausgaben floss jedoch nicht ab. So 
wurden Zuschüsse des Bundes zur Entlastung beim 
Strompreis in Höhe von rund 3,3 Mrd. Euro nicht 
zur Absenkung der EEG-Umlage benötigt. Insbe-
sondere führten auch Lieferkettenstörungen und 
Neuausrichtungen von Förderprogrammen zu ei-
ner Einschränkung des Mittelabflusses.

Informationen zu Investitionen, die den Vergleich 
zum Jahr 2021 betreffen, siehe Abschnitt „Investive 
Ausgaben“.

Auch im Jahr 2022 erhielten die Länder und Kom-
munen umfangreiche Unterstützungen (weitere 
Maßnahmen s.  a. Abschnitt „Unterstützung der 
Länder und Kommunen“).

Steuerpolitik

Die Bundesregierung hat auf die Folgen des Ukrai-
ne-Kriegs entschlossen und schnell auch im Rah-
men ihrer Steuerpolitik reagiert. So wurden im 
Rahmen von insgesamt drei Entlastungspaketen 
gezielte Maßnahmen ergriffen, um den erhebli-
chen Preiserhöhungen, insbesondere im Energie-
bereich, zu begegnen.

Neben der Krisenbewältigung hat die Bundesre-
gierung ihre übrigen Kernanliegen, das Steuersys-
tem zu vereinfachen und Bürokratie abzubauen 
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sowie Zukunftsinvestitionen zu fördern, nicht aus 
den Augen verloren. Denn die Bundesregierung ist 
sich der Bedeutung günstiger Rahmenbedingun-
gen vor allem für private Investitionen bewusst. 
Hierzu wurden, wie etwa mit der Verlängerung der 
erweiterten Verlustverrechnung und der degressi-
ven Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens, gezielte steuerpolitische Im-
pulse gesetzt.

Wesentliche steuerliche Änderungen sind im Fol-
genden angeführt.

Viertes Gesetz zur Umsetzung steuerlicher 
Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung 
der Corona-Krise (Viertes Corona-
Steuerhilfegesetz)

Mit diesem Gesetz unterstützt die Bundesregie-
rung Bürgerinnen und Bürger sowie die Wirt-
schaft weiterhin bei der Bewältigung der wirt-
schaftlichen Folgen der COVID-19-Pandemie. 
Unternehmen werden durch die Verbesserung der 
Möglichkeiten des Verlustrücktrags und die Ver-
längerung der degressiven Abschreibung für be-
wegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 
sowie der steuerlichen Investitionsfristen entlas-
tet. Darüber hinaus werden wichtige Instrumente 
wie die Homeoffice-Pauschale, die Steuerbefreiung 
der Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbei-
tergeld und die Frist zur Abgabe von Steuererklä-
rungen  2020 in beratenen Fällen sowie beratenen 
und nicht beratenen Fällen für die Folgejahre ver-
längert. Zudem wird durch einen steuerfreien Co-
rona-Bonus insbesondere die herausragende Leis-
tung der Pflegekräfte finanziell honoriert. Auch die 
bilanzsteuerliche Abzinsung von Verbindlichkeiten 
wird abgeschafft.

Steuerentlastungsgesetz 2022

Zu den Maßnahmen des Gesetzes zählen die An-
hebung des Grundfreibetrags für 2022 und die An-
hebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags ab  2022. 
Darüber hinaus wurde für (Fern-)Pendlerinnen 
und Pendler die bis 2026 befristete Anhebung der 
Entfernungspauschale auf 38  Cent bereits auf das 

Jahr  2022 vorgezogen. Gleichfalls wirkt die Anhe-
bung über die Mobilitätsprämie als Entlastung für 
Geringverdienende. Zusätzlich wurden zwei Maß-
nahmen des Entlastungspakets  II im parlamen-
tarischen Verfahren in das Steuerentlastungsge-
setz 2022 aufgenommen: Durch die Auszahlung des 
Kinderbonus 2022 in Höhe von einmalig 100 Euro 
für jedes Kind, für das für mindestens einen Monat 
des Kalenderjahres 2022 ein Anspruch auf Kinder-
geld bestand, wurden besondere Härten für Fami-
lien abgefedert. Die Energiepreispauschale in Höhe 
von einmalig 300  Euro hat die Energiepreisent-
wicklung für Bürgerinnen und Bürger abgemildert, 
denen typischerweise Fahrtkosten im Zusammen-
hang mit ihrer Einkünfteerzielung entstehen.

Zweites Gesetz zur Änderung 
der Abgabenordnung und des 
Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung

Mit diesem Gesetz wird die vom Bundesverfas-
sungsgericht geforderte rückwirkende Neurege-
lung des Zinssatzes bei Zinsen nach § 233a der Ab-
gabenordnung umgesetzt. Zugleich sollen einzelne 
Regelungen zur Mitteilungspflicht über grenzüber-
schreitende Steuergestaltungen zeitnah an unions-
rechtliche Vorgaben angepasst werden.

Gesetz zur Änderung des 
Energiesteuergesetzes zur temporären 
Absenkung der Energiesteuer für Kraftstoffe

Aufgrund der mit den gestiegenen Energieprei-
sen einhergehenden hohen Kraftstoffpreise sind 
die Bürgerinnen und Bürger sowie zahlreiche Un-
ternehmen verschiedener Branchen, insbesondere 
im Handwerk und in der Logistikbranche, beson-
ders belastet. Mit dem Gesetz wurden die Energie-
steuersätze für die im Wesentlichen im Straßen-
verkehr verwendeten Kraftstoffe zur kurzfristigen 
Abfederung dieser Belastungen für drei Monate 
(1. Juni 2022 bis zum 31. August 2022) auf die Höhe 
der Mindeststeuersätze der Energiesteuerrichtlinie 
reduziert.

39



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Januar 2023Vorläufiger Abschluss des Bundeshaushalts 2022

Siebtes Gesetz zur Änderung des 
Regionalisierungsgesetzes

Mit dem Gesetz erhielten die Länder im vergan-
genen Jahr 3,7 Mrd. Euro zusätzliche Regionalisie-
rungsmittel. Davon wurden 1,2 Mrd. Euro (Länder 
beteiligen sich insgesamt mit 1,2 Mrd. Euro) für den 
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV)-Ret-
tungsschirm  2022 und 2,5  Mrd.  Euro für die Um-
setzung des „9  für  90“-Tickets zur Verfügung ge-
stellt. Mit dem verbilligten Ticket für den ÖPNV, 
„9  für  90“-Ticket beziehungsweise 9-Euro-Ticket, 
sollten die Bürgerinnen und Bürger unmittelbar 
entlastet werden. Für den Zeitraum Juni bis Au-
gust  2022 wurde ein Tarif angeboten, der für ein 
Entgelt von 9  Euro pro Kalendermonat die Nut-
zung des ÖPNV ermöglichte. Neben der finanziel-
len Entlastung der Bürgerinnen und Bürger setzte 
die Maßnahme einen Anreiz zum Umstieg auf den 
ÖPNV und zur Energieeinsparung.

Unterstützung der Länder und 
Kommunen

Nach den enormen finanziellen Leistungen des 
Bundes zugunsten der Länder und Kommunen in 
den Pandemiejahren  2020 und  2021 hat die Bun-
desregierung diese auch im Jahr  2022 erheblich 
unterstützt. Um die Auswirkungen des völker-
rechtswidrigen Angriffskriegs Russlands gegen die 
Ukraine und der Energiekrise abzufedern, hat der 
Bund Ländern und Kommunen umfangreiche fi-
nanzielle Mittel in den Bereichen Flüchtlingsfinan-
zierung und ÖPNV zur Verfügung gestellt. Er hat 
Länder und Kommunen sowohl unmittelbar als 
auch mittelbar im Rahmen der Entlastungspakete 
und des wirtschaftlichen Abwehrschirms deutlich 
entlastet. Darüber hinaus hat der Bund zahlreiche 
der in den vergangenen Jahren ergriffenen Maß-
nahmen im sozialen, im Familien- und Bildungs- 
sowie im Investitions- und Verkehrsbereich  2022 
fortgeführt. Nachfolgend werden ausgewählte Ent-
lastungen näher dargestellt.

Krisenunterstützung der Länder und 
Kommunen durch den Bund

Der Bund unterstützte die Länder und Kommunen 
insbesondere bei der Finanzierung der Unterbrin-
gung, Verpflegung und Betreuung von Geflüchte-
ten aus der Ukraine sowie aus anderen Ländern. 
Der Umsatzsteueranteil der Länder des Jahres 2022 
wurde hierfür um insgesamt 4,4 Mrd. Euro zulasten 
des Bundesanteils erhöht. Die Länder, die im Zu-
sammenhang mit den Geflüchteten aus der Ukra-
ine Drehkreuzfunktionen übernommen haben 
und insofern besonderen Lasten ausgesetzt waren, 
erhielten darüber hinaus im Jahr  2022 vom Bund 
eine besondere Kompensation in Höhe von insge-
samt rund 144 Mio. Euro. Zudem wurden die Län-
der durch den beschleunigten Wechsel der Ukra
ine-Flüchtlinge aus dem Geltungsbereich des 
Asylbewerberleistungsgesetzes in den Geltungsbe-
reich des SGB II/XII deutlich entlastet. Während die 
Länder die Leistungen aus dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz finanzieren, finanziert der Bund über-
wiegend die Leistungen im SGB  II/XII. Für diese 
Maßnahmen wurde im Bundeshaushalt 2022 Vor-
sorge in Höhe von bis zu 2,5 Mrd. Euro getroffen.

Über die oben genannte Erhöhung der Regionali-
sierungsmittel im Rahmen des Regionalisierunge-
setzes hinaus erhalten die Länder ab dem Jahr 2022 
zusätzliche Regionalisierungsmittel in Höhe von 
1  Mrd.  Euro jährlich, die mit 3  Prozent ab dem 
Jahr  2023 (statt vorher 1,8  Prozent) dynamisiert 
werden.

Unmittelbar zugute kamen den Kommunen und 
ihren Unternehmen vor allem Maßnahmen wie 
die Stabilisierung der Stromnetzentgelte oder die 
Soforthilfe, die im Rahmen des wirtschaftlichen 
Abwehrschirms mit einem Volumen von bis zu 
200 Mrd. Euro beschlossen wurden. So übernahm 
der Bund beispielsweise mit der Dezember-Sofort-
hilfe die Kosten für den Dezember-Abschlag für Gas 
und Wärme und entlastete damit Gas- und Fern-
wärmekundinnen und -kunden spürbar, um den 
Zeitraum bis zur Einführung der Gas- und Wärme-
preisbremse zu überbrücken.
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Länder und Kommunen profitierten aber auch mit-
telbar von den umfangreichen Maßnahmen des 
Bundes zur Stützung der Wirtschaft und zur Ent-
lastung der Bürgerinnen und Bürger sowie der Un-
ternehmen. Hierzu gehören – neben dem Abwehr-
schirm – vor allem die drei Entlastungspakete. Diese 
beinhalten u.  a. die Abschaffung der EEG-Umlage, 
Heizkostenzuschüsse und Zuschüsse für energiein-
tensive Unternehmen. Diese Maßnahmen dürften 
dazu beigetragen haben, dass Länder und Kommu-
nen vor Einnahmeausfällen und drastischen Mehr-
ausgaben aufgrund der massiven Preissteigerungen 
bewahrt wurden und sie auch in den Krisenzeiten 
handlungsfähig blieben.

Darüber hinaus entlasteten die Stützungsmaß-
nahmen und Beteiligungen des Bundes an Uni-
per SE, Securing Energy for Europe GmbH (SEFE) 
und VNG  AG mittelbar auch kommunale Gasver-
sorger. Zusätzlich konnten diese zur Kreditbesiche-
rung auch auf den Margining-Schirm der Kreditan-
stalt für Wiederaufbau mit einem Volumen von 
100 Mrd. Euro zurückgreifen.

Bereich Soziales

Im Bereich Soziales übernimmt der Bund die Net-
toausgaben der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung und beteiligt sich mit bis zu 
74 Prozent an den Kosten der Unterkunft und Hei-
zung (KdU). Die Entlastungen durch diese beiden 
Leistungen beliefen sich im Jahr 2022 insgesamt auf 
18,4 Mrd. Euro. Zudem trägt der Bund einen Anteil 
von 50  Prozent an den Erstattungen der Aufwen-
dungen für die Zusatzversorgungssysteme nach 
dem Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungs-
gesetz in Höhe von rund 3,5 Mrd. Euro. Die ostdeut-
schen Länderhaushalte 2022 wurden damit um ins-
gesamt rund 1,8 Mrd. Euro entlastet.

Bildung und Betreuung

Auch im Bereich Bildung und Betreuung wer-
den die Länder und Kommunen umfangreich vom 
Bund unterstützt. Durch die Einrichtung der Son-
dervermögen „Kinderbetreuungsausbau“ und „Aus-
bau ganztägiger Bildungs- und Betreuungsangebote 

für Kinder im Grundschulalter“ standen den Län-
dern und Kommunen auch im Jahr  2022 Bundes-
mittel für den Ausbau zusätzlicher Betreuungsplätze 
für Kita- und Grundschulkinder zur Verfügung. Im 
Hinblick auf ihre mit den zusätzlichen Betreuungs-
plätzen im Kita-Bereich einhergehenden zusätzli-
chen Betriebskosten fließen den Ländern jährlich 
845  Mio.  Euro im Rahmen der vertikalen Umsatz-
steuerverteilung zu.

Ferner stellt der Bund den Ländern und Kommunen 
im Rahmen des DigitalPakts Schule 6,5  Mrd.  Euro 
über das im Jahr  2019 errichtete Sondervermö-
gen „Digitale Infrastruktur“ zur Verfügung. Hier-
aus können Mittel für Investitionen in die digitale 
Schulinfrastruktur abgerufen werden. Mit dem Gu-
te-KiTa-Gesetz unterstützt der Bund die Länder bei 
der Weiterentwicklung der Qualität und Verbesse-
rung der Teilhabe sowie der Entlastung der Eltern 
bei den Gebühren in Höhe von rund 5,5 Mrd. Euro 
im Zeitraum 2019 bis 2022. Davon erhielten die Län-
der allein im Jahr 2022 knapp 2 Mrd. Euro im Rah-
men der vertikalen Umsatzsteuerverteilung. Mit 
dem Aktionsprogramm „Aufholen nach Corona“ hat 
der Bund die Länder dabei unterstützt, Lernrück-
ständen sowie Beeinträchtigungen der psychischen 
Gesundheit von Kindern und Jugendlichen infolge 
von Schulschließungen während der Pandemie zu 
begegnen. Die Länder erhielten für diesen Zweck im 
Jahr 2022 zusätzlich 860 Mio. Euro im Rahmen der 
vertikalen Umsatzsteuerverteilung.

Im Hochschulbereich unterstützt der Bund die Län-
der ebenfalls. Bedeutsame Unterstützungen sind 
u. a. die vollständige Übernahme des BAföG seit dem 
Jahr 2015 durch den Bund (2022: rund 2,2 Mrd. Euro) 
sowie die Mittel für die Exzellenzstrategie, den Zu-
kunftsvertrag „Studium und Lehre stärken“ und 
den Hochschulpakt (Säule Forschung) (2022: rund 
2,3 Mrd. Euro).

Bereich Investitionen und Verkehr

Investitionen in finanzschwachen Kommunen wer-
den weiterhin durch das Kommunalinvestitionsför-
derungsgesetz (KInvFG) gestärkt. Dessen Förderzeit-
räume wurden im Jahr  2021 verlängert (KInvFG  I 

41



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Januar 2023Vorläufiger Abschluss des Bundeshaushalts 2022

bis  2023 und KInvFG  II bis  2025). Im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgaben zur Verbesserung der regi-
onalen Wirtschaftsstruktur und zur Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes wur-
den strukturschwache und ländliche Regionen im 
Jahr 2022 mit rund 1,6 Mrd. Euro unterstützt. Auch 
im Bereich des sozialen Wohnungsbaus stellt der 
Bund den Ländern Mittel zur Verfügung. Diese wur-
den im Jahr 2022 auf 2 Mrd. Euro verdoppelt, davon 
1 Mrd. Euro für den klimagerechten sozialen Woh-
nungsbau (Programmmittel).

Im Bereich Verkehr sind insbesondere die Regionali-
sierungsmittel, wie oben bereits dargestellt, auch im 
Jahr 2022 wieder erhöht worden, um Preissteigerun-
gen abzufedern. Im Jahr  2022 erhielten die Länder 
insgesamt 10,4  Mrd.  Euro an sogenannten regulä-
ren Regionalisierungsmitteln. Aus dem im Jahr 2021 
geschnürten Klimapaket erhielten die Länder im 
Jahr  2022 Finanzhilfen nach dem Gemeindever-
kehrfinanzierungsgesetz für Investitionen zur Ver-
besserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 
in Höhe von 1 Mrd. Euro.

Weitere Entlastungen der Länder und 
Kommunen

Bei der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes hat 
der Bund den Rahmen für die umfassende Un-
terstützung der Länder und Kommunen in Höhe 
von 3  Mrd.  Euro bis zum Jahr  2022 geschaffen; 
1,9  Mrd.  Euro standen hierfür im Jahr  2022 zur 
Verfügung.

Im Rahmen des Paktes für den öffentlichen Gesund-
heitsdienst stellt der Bund den Ländern und Kom-
munen insgesamt Mittel in Höhe von 4  Mrd.  Euro 
zur Verfügung, davon im Jahr 2022 insgesamt rund 
660 Mio. Euro einschließlich 350 Mio. Euro im Rah-
men der vertikalen Umsatzsteuerverteilung.

Bereits seit dem Jahr 2018 unterstützt der Bund die 
Kommunen dauerhaft mit einem jährlichen Betrag 
von 5 Mrd. Euro. Die Unterstützung erfolgt über ver-
schiedene Transferwege: Neben einer zusätzlichen 
Beteiligung des Bundes an den KdU im SGB II sowie 

einer Erhöhung des Länderanteils an der Umsatz-
steuer um 1  Mrd.  Euro gewährt der Bund den Ge-
meinden einen zusätzlichen Anteil am Aufkommen 
der Umsatzsteuer in Höhe von 2,4 Mrd. Euro jährlich.

Der Bund entlastet die Kassen der Länder seit 
dem Jahr  2020 zudem durch die Neuordnung der 
Bund-Länder-Finanzbeziehungen in einer Größen-
ordnung von rund 10 Mrd. Euro jährlich, von denen 
derzeit rund 4,2 Mrd. Euro auf die vertikale Umsatz-
steuerverteilung entfallen.

Finanzlage der Sozialversicherungen

Flankierend zu Maßnahmen zur Bekämpfung der 
gesellschaftlichen, sozialen und wirtschaftlichen 
Auswirkungen der Corona-Krise sah der Bundes-
haushalt  2022 erneut erhebliche Zuschüsse an die 
Sozialversicherungen vor, um deren Beitragssätze zu 
stabilisieren und damit günstige Rahmenbedingun-
gen für die Betriebe sowie die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer zu schaffen.

Nach zwei Jahren mit teils extrem hohen Defiziten, 
die die Rücklage der  BA von rund 25,8  Mrd.  Euro 
vollständig aufgebraucht hatten, schloss die BA das 
Haushaltsjahr  2022 mit einem positiven Finanzie-
rungssaldo von 300,5  Mio.  Euro ab. Nach Abrech-
nung der umlagefinanzierten Rücklagen für das In-
solvenzgeld und die Winterbeschäftigungsförderung 
verblieb dennoch ein Defizit von 423,5  Mio.  Euro, 
das nach § 365 SGB III durch ein überjähriges Bun-
desdarlehen finanziert wird und  2023 voraussicht-
lich zurückgezahlt werden kann. Das hierfür im Ein-
zelplan 11 des Bundeshaushalts 2022 veranschlagte 
Darlehen von 1 Mrd. Euro wurde damit nicht voll-
ständig in Anspruch genommen. Das trotz höherer 
Ausgaben beim Kurzarbeiter- und Arbeitslosengeld 
über der Erwartung liegende Finanzergebnis resul-
tiert vor allem aus der besser als erwarteten Ent-
wicklung der Beitragseinnahmen.

Trotz der COVID-19-Pandemie konnte die Gesetz-
liche Rentenversicherung insgesamt auf eine posi-
tive Einnahmeentwicklung in den vergangenen Jah-
ren zurückblicken. Da die Einnahmen im Jahr 2021 
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die Summe der Ausgaben übertroffen hatten, hatte 
sich die Nachhaltigkeitsrücklage der allgemei-
nen Rentenversicherung gegenüber dem Vorjahr 
um 1,9  Mrd.  Euro zum Jahresende  2021 auf rund 
39,0  Mrd.  Euro erhöht. Mit umgerechnet 1,62  Mo-
natsausgaben bewegte sie sich auf einem weiter-
hin hohen Niveau. Dieser positive Trend setzte sich 
auch im Jahr  2022 fort. So stellt die Bundesregie-
rung in ihrem Rentenversicherungsbericht  2022 
fest, dass die Beitragseinnahmen der allgemeinen 
Rentenversicherung bis zum September  2022 ge-
genüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum 
um rund 4,9  Prozent gestiegen sind. Für das Jah-
resende  2022 wird eine Nachhaltigkeitsrücklage 
von rund 41,7 Mrd. Euro geschätzt. Dies entspricht 
1,66  Monatsausgaben. Die Nachhaltigkeitsrücklage 
dient dazu, Defizite und Einnahmeschwankungen 
unterjährig auszugleichen, um kurzfristige Beitrags-
satzänderungen zu vermeiden. Der Beitragssatz von 
18,6 Prozent in der allgemeinen Rentenversicherung 
konnte auch für das Jahr 2022 ohne Zugriff auf die 
Nachhaltigkeitsrücklage fortgeschrieben werden. 
Insgesamt sind im Jahr 2022 rund 108,1 Mrd. Euro 
aus dem Bundeshaushalt als Leistungen an die Ren-
tenversicherung geflossen.

Der im Jahr 2004 eingeführte steuerfinanzierte Bun-
deszuschuss zum Gesundheitsfonds zur pauschalen 
Abgeltung versicherungsfremder Leistungen in der 
GKV betrug im Jahr 2022 wie bereits in den Vorjahren 
14,5 Mrd. Euro. Zudem leistete der Bund im Jahr 2022 
zur Stabilisierung des durchschnittlichen Zusatzbei
tragssatzes in der GKV bei 1,3 Prozent einen ergän-
zenden Bundeszuschuss in Höhe von 14 Mrd. Euro 
einschließlich eines Zuschusses von 84 Mio. Euro an 
die landwirtschaftliche Krankenkasse.

Die Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds lag 
zum Stichtag 15. Januar 2022 bei rund 7,9 Mrd. Euro. 
In seiner Schätzung vom 13.  Oktober  2022 prog-
nostizierte der GKV-Schätzerkreis die Reserve nach 
Abschluss des Rechnungsjahres  2022 zum 15.  Ja-
nuar  2023 auf rund 11,1  Mrd.  Euro. Die Finanz-
reserven der gesetzlichen Krankenkassen belie-
fen sich zum Stichtag 30. September 2022 auf rund 
10,2 Mrd. Euro.

Gemäß Berechnungen des GKV-Schätzerkrei-
ses dürften wie bereits in den Vorjahren auch im 
Jahr 2022 die Ausgaben der GKV erneut stärker ge-
stiegen sein als die beitragspflichtigen Einnahmen 
der Krankenkassenmitglieder: So rechnete das Gre-
mium für 2022 mit einem Ausgabenwachstum von 
5,4 Prozent (2021: + 5,6 Prozent; 2020: + 4,1 Prozent), 
dem ein geschätzer Anstieg der beitragspflichtigen 
Einnahmen von 4,0  Prozent (2021: +  3,4  Prozent; 
2020: + 2,1 Prozent) gegenübersteht. Die vorläufigen 
Finanzergebnisse der GKV für 2022 dürften Anfang 
März 2023 vorliegen.

Ende  2021 lag der Mittelbestand der sozialen Pfle-
geversicherung (SPV) bei rund 6,9  Mrd.  Euro. Da 
die pandemiebedingten Mehraufwendungen der 
SPV 2022 nicht vollständig im Rahmen des gelten-
den Beitragssatzes finanziert werden konnten, zahlte 
der Bund zur Liquiditätssicherung der SPV 2022 ei-
nen Bundeszuschuss an die SPV in Höhe von insge-
samt 2,2  Mrd.  Euro und gewährte der SPV zudem 
ein Darlehen über 1 Mrd. Euro, das nach § 12 Abs. 4a 
Haushaltsgesetz 2022 bis Ende 2023 zinslos gestun-
det wurde. Hinzu kam die ab  2022 jährliche pau-
schale Beteiligung des Bundes an den Aufwendun-
gen der SPV von 1 Mrd. Euro. Der Mittelbestand der 
SPV belief sich somit zum Jahresende 2022 auf rund 
5,7 Mrd. Euro.

Entwicklung der konsumtiven 
und investiven Ausgaben

Die Einnahmen und Ausgaben des Bundes und auch 
der Länder werden in der Haushaltsstatistik entspre-
chend ihrer ökonomischen Wirkung auf die gesamt-
wirtschaftlichen Abläufe zugeordnet. Dies erfolgt 
über den Gruppierungsplan. Hier kann nach kon-
sumtiven und investiven Ausgabearten unterschie-
den werden. So werden u. a. Baumaßnahmen, Immo-
bilienkäufe, Darlehen und die Inanspruchnahmen 
aus Gewährleistungen den investiven Ausgaben zu-
geordnet. Personalausgaben, sächliche Verwaltungs-
ausgaben inklusive der militärischen Beschaffungen 
sowie Zuweisungen und Zuschüsse mit Ausnahme 
jener für Investitionen sind konsumtive Ausgaben.4

4  Eine genaue Auflistung findet sich in § 13 Abs. 3 der 
Bundeshaushaltsordnung.
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Gesamtübersicht der konsumtiven und investiven Ausgaben

Bezeichnung

Soll 2022 Ist 2022 Ist 2021 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent

Ausgaben zusammen1,2 495.791 480.688 556.617 -75.930 -13,6

Konsumtive Ausgaben 450.772 434.477 510.835 -76.358 -14,9

Investive Ausgaben 51.541 46.211 45.782 +428 +0,9

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
2  Soll 2022 einschließlich globaler Minderausgabe von 6.521 Mio. Euro.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Konsumtive Ausgaben

Die Hauptgruppen  4 bis  6 des Gruppierungsplans 
stellen konsumtive Ausgaben dar. Die konsumtiven 
Ausgaben des Bundes summierten sich im Haus-
haltsjahr  2022 auf rund 434,5  Mrd.  Euro. Sie hat-
ten einen rechnerischen Anteil von 90,4 Prozent an 
den Gesamtausgaben des Bundes. Die konsumtiven 
Ausgaben fielen im Jahr 2022 um 14,9 Prozent be-
ziehungsweise rund 76,4  Mrd.  Euro niedriger aus 
als im Jahr 2021 (s. a. Tabelle 3).

Dies dürfte insbesondere mit Zuweisungen an Son-
dervermögen aus dem Bundeshaushalt  2021 zu-
sammenhängen. Der KTF war im Jahr  2021 zu-
sätzlich mit 60,0  Mrd.  Euro ausgestattet worden. 
Im Jahr 2022 verringerten sich nun die Zuweisun-
gen aus dem Bundeshaushalt 2022 an das Sonder-
vermögen um rund 56,6 Mrd. Euro gegenüber dem 
Vorjahr. Außerdem bekam das Sondervermögen 
„Aufbauhilfe 2021“ im Jahr 2021 zur Finanzierung 
von Folgen der Flutkatastrophe in den betroffenen 
Ländern (Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Sachsen und Bayern) 16 Mrd. Euro aus dem Bun-
deshaushalt zugewiesen, die im Jahr  2022 nicht 
mehr anfielen. Höhere Zuweisungen in Höhe von 
rund 2,1  Mrd.  Euro erfolgten im Jahr  2022 hinge-
gen an das Sondervermögen „Digitale Infrastruk-
tur“. Insgesamt unterschritten die Zuweisungen an 
Sondervermögen das Niveau des Jahres  2021 um 
rund 70,2  Mrd.  Euro. Die Buchung als „konsum-
tiv“ ist insofern irreführend, da die damit finan-
zierten Ausgaben des KTF und des Sondervermö-
gens „Digitale Infrastruktur“ zukunftsorientiert 
sind und damit investiven Charakter haben. Ein 

Rückgang der Zuschüsse an Unternehmen, der aus 
geringeren Unternehmenshilfen in Höhe von rund 
35,1 Mrd. Euro gegenüber dem Vorjahr resultierte, 
trug ebenfalls zu geringeren konsumtiven Ausga-
ben im Jahr 2022 bei (s. a. Tabelle 4).

Steigende konsumtive Ausgaben gegenüber dem 
Jahr  2021 waren insbesondere die Zinsausgaben 
(+11,4  Mrd.  Euro) und der laufende Sachaufwand 
(+6,4  Mrd.  Euro, insbesondere durch höhere mili-
tärische Beschaffungen von rund +1,9  Mrd.  Euro 
und Ausgaben im Zusammenhang mit dem An-
legen und Auflösen von Gasreserven von rund 
+1,5  Mrd.  Euro). Darüber hinaus erhöhten sich 
die Zuschüsse an die Sozialversicherung um rund 
3,8  Mrd.  Euro, was auf gegenläufige Effekte zu-
rückzuführen war: Dabei gab es höhere Ausgaben 
als vor einem Jahr für coronabedingte Leistungen 
(z.  B. für Leistungen des Bundes an den Gesund-
heitsfonds für durch die SARS-CoV-2-Pandemie 
verursachte Belastungen von rund +13,2 Mrd. Euro 
und Leistungen an den Ausgleichsfonds der Sozi-
alen Pflegeversicherung von +1,2  Mrd.  Euro). Au-
ßerdem beteiligte sich der Bund im Jahr 2022 erst-
mals pauschal an den Aufwendungen der SPV 
(+1,0 Mrd. Euro), zahlte einen höheren Zusätzlichen 
Zuschuss an die allgemeine Rentenversicherung 
(+1,7 Mrd. Euro) und erstattete der Sozialversiche-
rung die an Rentnerinnen und Rentner gezahlte 
Energiepreispauschale (rund +6,0  Mrd.  Euro). Ge-
ringere Ausgaben der Sozialversicherung erga-
ben sich aus dem Wegfall der Zuschüsse an die BA 
(rund -16 Mrd. Euro) und an die Liquiditätsreserve 
des Gesundheitsfonds für das Zukunftsprogramm 
Krankenhäuser (-3,0 Mrd. Euro).

Tabelle 3
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Die höheren Zuschüsse an natürliche Personen be-
inhalten u. a. die Unterstützung des Bundes zur Zah-
lung von Prämien an Pflegekräfte in Krankenhäu-
sern und Pflegeeinrichtungen mit 1,0  Mrd.  Euro. 
Weiterhin gab es höhere Zuschüsse zur zentralen 
Beschaffung von Impfstoffen gegen SARS-CoV-2 
von rund 2,8  Mrd.  Euro. Dies betrifft die Position 

Zuschüsse an private Institutionen. Der Anstieg der 
Zuschüsse ans Ausland geht vor allem auf Aufwen-
dungen im Zusammenhang mit der Ukrainekrise 
zurück (z.  B. für Ertüchtigung von Partnerstaaten 
rund +1,8 Mrd. Euro, finanzielle Unterstützung der 
Ukraine +1,0 Mrd. Euro).

Konsumtive Ausgaben des Bundes

Aufgabenbereich

Soll 2022 Ist 2022 Ist 2021 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent

Konsumtive Ausgaben 450.772 434.477 510.835 -76.358 -14,9

Personalausgaben 37.399 37.843 36.498 +1.345 +3,7

Aktivbezüge 27.832 28.193 27.237 +956 +3,5

Versorgung 9.566 9.650 9.261 +389 +4,2

Laufender Sachaufwand 60.854 45.075 38.670 +6.405 +16,6

Sächliche Verwaltungsausgaben 22.507 21.012 18.352 +2.661 +14,5

Militärische Beschaffungen 20.427 18.981 17.068 +1.913 +11,2

Sonstiger laufender Sachaufwand 17.920 5.081 3.250 +1.832 +56,4

Zinsausgaben 16.204 15.264 3.855 +11.409 +296,0

Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 334.807 335.039 427.989 -92.950 -21,7

an Verwaltungen 46.842 47.360 117.438 -70.078 -59,7

Länder 31.066 31.806 31.717 +88 +0,3

Sondervermögen 15.606 15.492 85.696 -70.204 -81,9

an andere Bereiche 287.964 287.679 310.551 -22.872 -7,4

Unternehmen 54.656 48.308 83.683 -35.375 -42,3

Renten, Unterstützungen u. ä. an natürliche 
Personen

35.623 34.538 32.557 +1.981 +6,1

an Sozialversicherungen 167.875 176.328 172.478 +3.850 +2,2

an private Institutionen ohne Erwerbscharakter 13.488 12.609 9.907 +2.702 +27,3

an Ausland 16.321 15.896 11.926 +3.970 +33,3

an Sonstige 0 0 0 0 X

Sonstige Vermögensübertragungen 1.509 1.256 3.824 -2.567 -67,1

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Tabelle 4
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Investive Ausgaben

Investive Ausgaben sind in den Hauptgruppen  7 
und 8 des Gruppierungsplans dargestellt. Die Defi-
nition ist nicht mit jener in den Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnungen vergleichbar, bei der In-
vestitionen in Finanzvermögen nicht als investive 
Ausgaben zählen, wogegen u.  a. die Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung und für bestimmte 
Militärausgaben hinzugezählt werden. Die investi-
ven Ausgaben erreichten im Bundeshaushalt 2022 
eine Höhe von 46,2 Mrd. Euro und damit in absolu-
ten Zahlen den zweithöchsten Wert seit Bestehen 
der Bundesrepublik Deutschland. Die investiven 
Ausgaben hatten im vergangenen Jahr einen Anteil 
von 9,6 Prozent an den Gesamtausgaben. Der An-
teil war damit um rund 1,4  Prozentpunkte höher 
als 2021.

Das Niveau der investiven Ausgaben veränderte 
sich im Jahr  2022 gegenüber dem Vorjahr kaum 
(rund +0,4  Mrd.  Euro). Dabei gab es gegenläu-
fige Effekte. Die investiven Zuweisungen an Län-
der waren um rund 0,7  Mrd.  Euro höher als vor 

einem Jahr. Auch investive Zuschüsse stiegen ge-
genüber  2021 an. Darin enthalten waren z.  B. hö-
here Zuschüsse an die „Autobahn  GmbH“ des 
Bundes (rund +0,4  Mrd.  Euro), Ausgaben für die 
Sonderinitiative „Eine Welt ohne Hunger“ (rund 
+0,5 Mrd. Euro) und Aufwendungen zur Förderung 
infektionsschutzgerechter raumlufttechnischer 
Anlagen (rund +0,1 Mrd. Euro).

Dagegen gab es dämpfende Effekte bei dem Er-
werb von Beteiligungen durch eine geringere Er-
höhung des Eigenkapitals der Deutschen Bahn AG 
(-0,7  Mrd.  Euro). Grund ist, dass die Eigenkapital
erhöhung im Jahr  2021 durch eine ausstehende 
Eigenkapitalerhöhung aus dem Jahr  2020 über-
zeichnet war. Die Eigenkapitalerhöhung der Deut-
schen Bahn  AG im vergangenen Jahr geht mit 
1,1  Mrd.  Euro auf die Festlegungen im Klima-
paket  2030 zurück. Der Wegfall der Erhöhung 
des Stammkapitals der Deutschen Flugsiche-
rung  GmbH von 0,3  Mrd.  Euro im Jahr  2022 trug 
ebenfalls zum Rückgang der Ausgaben für den Er-
werb von Beteiligungen bei.

Investive Ausgaben des Bundes

Aufgabenbereich

Soll 2022 Ist 2022 Ist 2021 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent

Investive Ausgaben 51.541 46.211 45.782 +428 +0,9

Sachinvestitionen 7.506 6.546 6.461 +85 +1,3

Baumaßnahmen 4.461 4.053 3.920 +133 +3,4

Finanzierungshilfen 44.034 39.664 39.321 +343 +0,9

Finanzierungshilfen an öffentlichen Bereich 7.333 5.814 5.145 +669 +13,0

Finanzierungshilfen an sonstige Bereiche 36.701 33.850 34.176 -326 -1,0

Darlehen 1.491 1.544 1.642 -98 -6,0

Zuschüsse 31.608 29.610 28.643 +967 +3,4

Beteiligungen 1.271 2.103 3.170 -1.067 -33,7

Inanspruchnahme aus Gewährleistungen 2.331 593 721 -128 -17,7

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Tabelle 5
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Ausgabenstruktur nach 
Aufgabenbereichen 
sowie wesentlichen 
Einnahmepositionen

Im Sollbericht 2022 wurden wichtige der nachfol-
genden Ausgabe- und Einnahmepositionen bereits 
kommentiert (s.  a. Monatsbericht vom Juli  2022 
„Sollbericht  2022 Ausgaben und Einnahmen des 
Bundeshaushalts“).

Die Tabellen 6 und 7 zeigen die Ausgaben und Ein-
nahmen des Bundes nach Aufgabenbereichen. Die 
Nummerierung und Darstellung erfolgt aufgrund 
der Systematik des Funktionenplans. Im Folgenden 
werden die vorläufigen Ergebnisse des Haushalts-
jahres 2022 dargestellt.

Ausgaben des Bundes nach Aufgabenbereichen

Aufgabenbereich

Soll 2022 Ist 2022 Ist 2021 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent

Ausgaben zusammen¹ 495.791 480.688 556.617 -75.930 -13,6

0. Allgemeine Dienste 110.061 108.785 100.399 +8.386 +8,4

Politische Führung und zentrale Verwaltung 23.463 22.069 20.576 +1.493 +7,3

Politische Führung 9.028 7.499 6.551 +948 +14,5

Versorgung einschließlich Beihilfen 11.390 11.265 11.009 +256 +2,3

Auswärtige Angelegenheiten 19.304 20.879 19.485 +1.394 +7,2

Auslandsvertretungen 905 898 837 +61 +7,3

Beiträge an Internationale Organisationen 960 961 649 +311 +47,9

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 12.304 13.615 13.224 +390 +3,0

Verteidigung 52.300 51.608 46.550 +5.058 +10,9

Öffentliche Sicherheit und Ordnung 8.010 7.439 7.182 +257 +3,6

Polizei 5.865 5.570 5.302 +268 +5,1

Finanzverwaltung 6.310 6.150 5.981 +169 +2,8

1. Bildungswesen, Wissenschaft, Forschung, kulturelle 
Angelegenheiten

32.211 28.009 28.985 -977 -3,4

Hochschulen 4.912 4.920 4.689 +231 +4,9

Förderung für Schüler, Studierende, 
Weiterbildungsteilnehmende

4.484 4.127 4.912 -785 -16,0

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb der 
Hochschulen

20.264 16.638 16.259 +378 +2,3

Gemeinsame Forschungsförderung von Bund und 
Ländern

6.494 6.510 6.462 +47 +0,7

Max-Planck-Gesellschaft 1.200 1.200 1.169 +31 +2,6

Fraunhofer-Gesellschaft 918 919 884 +35 +4,0

Zentren der Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft 3.719 3.741 3.655 +86 +2,3

Forschung und experimentelle Entwicklung 13.057 9.422 9.136 +287 +3,1

Tabelle 6

47



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Januar 2023Vorläufiger Abschluss des Bundeshaushalts 2022

noch: Ausgaben des Bundes nach Aufgabenbereichen

Aufgabenbereich

Soll 2022 Ist 2022 Ist 2021 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent

2. Soziale Sicherung, Familie und Jugend, Arbeitsmarktpolitik 248.486 253.717 281.133 -27.416 -9,8

Sozialversicherung einschließlich Arbeitslosenversicherung 130.769 136.757 147.057 -10.300 -7,0

Allgemeine Rentenversicherung (nur Bundesträger) 99.465 99.373 97.343 +2.030 +2,1

Knappschaftliche Rentenversicherung (nur Bundesträger) 5.388 5.240 5.161 +78 +1,5

Krankenversicherung 15.940 15.867 18.887 -3.020 -16,0

Arbeitslosenversicherung 1.000 423 16.935 -16.512 -97,5

Alterssicherung der Landwirte (einschließlich Landabgabenrente) 2.380 2.298 2.332 -35 -1,5

Sonstige Sozialversicherungen 6.326 12.286 6.062 +6.225 +102,7

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege 11.729 11.711 11.038 +672 +6,1

 Elterngeld, Erziehungsgeld, Mutterschutz 7.734 7.642 7.464 +178 +2,4

Soziale Leistungen für Folgen von Krieg und politischen Ereignissen 2.182 2.001 2.159 -158 -7,3

Arbeitsmarktpolitik 41.233 42.625 42.109 +516 +1,2

Arbeitslosengeld II nach dem SGB II 21.085 22.276 21.748 +528 +2,4

Leistungen für Unterkunft und Heizung nach dem SGB II 9.800 9.729 10.090 -360 -3,6

Aktive Arbeitsmarktpolitik 5.247 4.613 4.414 +199 +4,5

Sonstige Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
nach dem SGB II

5.101 6.007 5.857 +150 +2,6

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem 
SGB XII

8.350 8.641 7.949 +692 +8,7

3. Gesundheit, Umwelt, Sport und Erholung 20.703 18.489 16.959 +1.530 +9,0

4. Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und kommunale 
Gemeinschaftsdienste

3.603 2.664 2.270 +394 +17,4

5. Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 2.158 1.701 1.953 -252 -12,9

6. Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, Dienstleistungen 15.075 8.795 5.705 +3.090 +54,2

Energie- und Wasserversorgung, Entsorgung 3.999 2.558 658 +1.900 +288,7

Geld- und Versicherungswesen 2.310 2.227 1.227 +1.000 +81,5

Regionale Fördermaßnahmen 2.920 1.970 1.796 +174 +9,7

7. Verkehrs- und Nachrichtenwesen 28.836 28.125 29.781 -1.656 -5,6

Straßen 9.452 9.243 8.451 +791 +9,4

Bundesautobahnen 5.668 5.702 5.014 +688 +13,7

Bundesstraßen 3.619 3.362 3.270 +92 +2,8

nachrichtlich:

Kompensationszahlungen an die Länder 0 0 0 X X

Wasserstraßen und Häfen, Förderung der Schifffahrt 2.183 1.980 1.748 +231 +13,2

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 11.587 11.852 14.139 -2.287 -16,2

Luftfahrt, Nachrichtenwesen, sonstiges Verkehrswesen 4.044 3.678 4.134 -456 -11,0

8. Finanzwirtschaft 34.659 30.403 89.432 -59.029 -66,0

Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen und 
Finanzzuweisungen

14.936 13.948 84.467 -70.519 -83,5

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang mit der 
Schuldenaufnahme

16.234 15.293 3.881 +11.412 +294,0

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch Tabelle 6
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Einnahmen des Bundes Tabelle 7

 Einnahmeart

Soll 2022 Ist 2022 Ist 2021 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent

Einnahmen zusammen¹ 356.186 364.653 341.017 +23.636 +6,9

darunter:

Steuereinnahmen zusammen² 328.435 337.168 313.545 +23.623 +7,5

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern und 
Gewerbesteuerumlage

310.400 307.216 277.795 +29.421 +10,6

Lohnsteuer 100.343 96.564 92.671 +3.894 +4,2

Veranlagte Einkommensteuer 29.793 32.900 30.746 +2.154 +7,0

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 16.125 16.313 13.695 +2.618 +19,1

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge 3.784 2.886 4.413 -1.527 -34,6

Körperschaftsteuer 20.875 23.167 21.062 +2.105 +10,0

Steuern vom Umsatz 137.270 132.812 113.125 +19.687 +17,4

Gewerbesteuerumlage 2.210 2.573 2.082 +491 +23,6

Bundessteuern 100.626 96.652 98.171 -1.519 -1,5

Energiesteuer 37.500 33.667 37.120 -3.453 -9,3

Tabaksteuer 15.220 14.229 14.733 -503 -3,4

Solidaritätszuschlag 11.150 11.978 11.028 +950 +8,6

Versicherungsteuer 15.650 15.672 14.980 +692 +4,6

Stromsteuer 6.850 6.830 6.691 +139 +2,1

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.132 2.194 2.084 +110 +5,3

Kraftfahrzeugsteuer 9.560 9.499 9.546 -48 -0,5

Kaffeesteuer 1.060 1.063 1.058 +4 +0,4

Schaumweinsteuer und Zwischenerzeugnisteuer 387 379 363 +16 +4,3

Luftverkehrsteuer 1.115 1.140 566 +574 +101,5

Sonstige Bundessteuern 2 2 2 +0 +16,6

Veränderungen aufgrund steuerlicher Maßnahmen 
und Einnahmeentwicklung

-16.813 0 0 +0 X

Abzugsbeträge 65.778 66.700 62.420 +4.279 +6,9

Ergänzungszuweisungen an Länder 10.512 10.675 10.071 +605 +6,0

Zuweisungen an Länder gemäß Gesetz 
zur Regionalisierung des ÖPNV aus dem 
Energiesteueraufkommen

9.744 14.444 9.458 +4.986 +52,7

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 4.740 4.838 4.416 +421 +9,5

BNE-Eigenmittel der EU 29.600 25.574 28.683 -3.110 -10,8

Kunststoff-Eigenmittel der EU 1.390 1.377 0 +1.377 X

Kompensationszahlungen an die Länder zum 
Ausgleich der weggefallenen Einnahmen aus 
Kfz-Steuer und Lkw-Maut

8.992 8.992 8.992 +0 X

Konsolidierungshilfen 800 800 800 +0 +0,0
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noch: Einnahmen des Bundes noch Tabelle 7

 Einnahmeart

Soll 2022 Ist 2022 Ist 2021 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent

Sonstige Einnahmen 27.751 27.485 27.472 +14 +0,0

darunter:

Gebühren und sonstige Entgelte 10.610 10.618 10.740 -122 -1,1

Einnahmen aus der streckenbezogenen Lkw-Maut 7.352 7.362 7.639 -277 -3,6

Gewinne aus Unternehmen und Beteiligungen 5.248 5.408 5.194 +214 +4,1

Anteil des Bundes am Reingewinn der Deutschen 
Bundesbank

0 0 0 0 X

Abführung der Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben

2.345 2.343 2.326 +17 +0,7

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen, 
Kapitalrückzahlungen, Gewährleistungen

1.283 1.413 1.304 +108 +8,3

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
2  In dem Artikel „Die Steuereinnahmen des Bundes und der Länder im Haushaltsjahr 2022“ aufgeführte Steuereinnahmen des Bundes 

weichen methodisch bedingt von den hier dargestellten Steuereinnahmen ab.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Ausblick

Am 15. März 2023 ist die Kabinettsbefassung zu den 
Eckwerten des Bundeshaushalts 2024 und den Fi-
nanzplan bis 2027 vorgesehen.

Hierin sollen weitere Vorhaben des Koalitionsver-
trags zur klimafreundlichen und digitalen Trans-
formation der Wirtschaft und der Gesellschaft ins-
gesamt umgesetzt werden.

Die reguläre Obergrenze der Schuldenbremse wird 
bereits mit dem Haushaltsgesetz 2023 und dem Re-
gierungsbeschluss vom Sommer 2022 zum Finanz-
plan bis  2026 wieder eingehalten. Damit wird die 
Handlungsfähigkeit der Finanzpolitik auch un-
ter unvorhergesehenen Umständen gewährleistet 
und die Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte 
abgesichert.

50


